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Betriebskostenforderung in der Kindertagesbetreuung; Bericht

Sachverhalt:

Die Finanzierung der Kindertageseinrichtung in Bayern fuBt derzeit auf zwei Saulen. Eine
Saule ist die gesetzliche staatliche und kommunale Férderung nach dem BayKiBiG, die
zweite Saule besteht aus den Einnahmen aus von den Kita-Tragern festgelegten
Elternbeitragen. Einige Kommunen haben mit den Tragern erganzend Defizitvertrage
abgeschlossen. Andere wiederum, so auch Kempten (Allgau), leisten freiwillige
kommunale Zuschisse bei Vorliegen bestimmter Voraussetzungen wie Einhaltung eines
Anstellungsschliissels, Aufnahme von Gastkindern nur im Ausnahmefall etc., welche in
Betriebstragervereinbarungen festgelegt sind.

Die politischen Gremien des Freistaates befanden sich in den letzten Monaten in
Diskussion Uber eine mdgliche Gesetzeséanderung zur Erhéhung des gesetzlichen
Betriebskostenzuschusses in der Kindertagesbetreuung. Hintergrund ist, dass die
bisherigen staatlichen und kommunalen Zuschlisse nur ca. 60 % der Betriebskosten
abdecken, hinzu kommen 10 % durch Elternbeitrdge. Diskutiert wurde eine Anhebung
der gesetzlichen Forderung von 60 auf 90 % (d.h. auf die Kommunen kdme ein um ca.
15 % hoherer Férderanteil zu), welche in den Basiswert einflieBen soll:

10%

47%

43%

Freistaat =« Kommunen = Eliernbeitrdge/Trager

Die geplante Gesetzesanderung ware eine groBe Verbesserung fir das Kitawesen. In der
Folge wirden sich zwar die kommunalen Férderungen erhdhen, die Trager hatten aber
gréBere finanzielle Sicherheit. Wenn die freien Trager ihre Einrichtungen aus finanziellen
Grinden nicht mehr betreiben kénnen, fallt dies auf die Kommunen zuriick, die
infolgedessen in die Tragerschaft der Einrichtungen mit allen Konsequenzen (Betriebs-
und Personalkosten) eintreten muissten.

In letzter Zeit haufen sich die Ankiindigungen freier und kirchlicher Trager, die eigenen
Kitas abzuwickeln, da die Betriebskosten zu stark steigen und eine Finanzierung von



zunehmend sanierungsbedirftigen Gebauden nicht mehr maéglich ist. Seit Aufhebung der
Deckelung der Elternbeitrage in den Betriebstrdagervereinbarungen mit den Kita-Tragern
in Kempten (Allgau) zum 01.1.2024 verzeichnen wir eine stetige Erhéhung der
Elternbeitrage und damit zusammenhdngend eine Zunahme bei den kommunalen
Ausgaben im Rahmen der wirtschaftlichen Jugendhilfe, da immer mehr Familien sich
diese finanziell nicht mehr leisten kénnen.

Der Bayerische Ministerrat hat in seiner Sitzung am 29.07.2025 die Eckpunkte fiir eine
Reform der Kita-Finanzierung nach dem Bayerischen Kinderbildungs- und
-betreuungsgesetz (BayKiBiG) bekannt gegeben. Hintergrund ist die ,Umwandlung" des
bisherigen Familiengeldes und des Kinderzuschusses flr Kinder unter drei Jahren in das
sog. Kinderstartgeld. 50 % der ersparten Mittel sollen in die Starkung der
Kindertagesbetreuung investiert werden. Dadurch steht bis 2030 rund eine Milliarde Euro
zusatzlich an Landesmitteln fir die Kindertagesbetreuung in Bayern zur Verfligung. Diese
sollen schwerpunktmaBig wie folgt investiert werden:

) Die Teamkrafteforderung wird verstetigt. Im Endausbau ab 2029
wird die Férderung von 15.000 Teamkraften erméglicht. Die Férderung wird
klinftig in das BayKiBiG integriert und vollstandig digital abgewickelt. Alle
gesetzlich geférderten Einrichtungen, die mindestens eine Teamkraft
beschaftigen, erhalten eine Teamkraftepauschale pro Platz. Dadurch sollen
fast 10.000 Verwaltungsvorgange pro Jahr entfallen. Mit der Forderung von
Teamkraften, dazu zahlen z. B. auch Hauswirtschafts- oder Assistenzkrafte,
sollen die padagogischen Fachkrafte in den Kitas entlastet werden. Die
gesetzliche Férderung soll Kommunen und Tragern Planungssicherheit geben
und finanziell entlasten. Tatsachlich sollen flir die Umsetzung erst in 2027
erste Mittel bereitstehen.

. Die Reform soll eine massive Entblrokratisierung auslésen. Das
bisherige Fordersystem wird deutlich vereinfacht. Zusatzlich ausgereichte
Mittel flieBen kinftig direkt in die gesetzliche Férderung der Kitas. Auch die
Berechnung der jéhrlichen Anpassung des sog. Basiswerts, auf dem die
kindbezogene Betriebskostenférderung des BayKiBiG fuB3t, wird deutlich
vereinfacht. Die staatliche Refinanzierung der Kindertagespflege wird
kostenneutral in eine Platzpauschale fir die Kindertagespflege umgerechnet.
Der Freistaat setzt damit auf mehr Eigenverantwortung vor Ort und
verzichtet auf Vorgaben. Die Landkreise und kreisfreien Stadte kénnen
klinftig flexibel agieren und vor Ort eigenverantwortlich Ldsungen umsetzen.

Ein entsprechender Gesetzentwurf zur Reform des BayKiBiG liegt bislang noch nicht
vor.

Der Freistaat tragt die Kosten der Reform alleine. Eine Finanzierungsbeteiligung der
fur die Kindertagesbetreuung in Bayern zustandigen Kommunen ist nicht geplant.

In dem Zusammenhang wurde aber auch mitgeteilt, dass das
urspriingliche avisierte Ziel einer Anhebung der gesetzlichen
Betriebskostenférderung von derzeit ca. 61 Prozent auf 90 Prozent nicht
mehr verfolgt wird. In der Folge muss daher damit gerechnet werden, dass,
wie bereits erwahnt, freie Trager Einrichtungen schlieBen bzw. der 6ffentliche
Jugendhilfetrager in die Verpflichtung der Tragerschaft kommt, um weiterhin
bedarfsdeckend Betreuungsplatze anbieten zu kénnen.

Der Bericht dient zur Kenntnis.

2025/54/476 Seite 2 von 3



2025/54/476 Seite 3 von 3



	Datum
	Beratungsfolge
	FLD_VONAME
	Beschluß
	Sachverhalt
	Beschlußvorschlag
	FAuswirkung
	Anlage

